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Darf eine Kommune einen Pranger gegen Journalisten, Parteien und politische Meinun-
gen betreiben?  
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Das Medium NIUS hat am 30. April 2026 berichtet, dass die Stadt Köln einen Pranger gegen 
Rechts betreibt. Es handelt sich dabei um die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Köln 
(MbR).1 Die Stadt Köln mit ihrem Oberbürgermeister Torsten Burmeister wird im Impressum 
des Internetauftritts aufgeführt.2 
 
Der renommierte Staatsrechtler Prof. Boehme-Neßler bezeichnet dieses Portal als schlichtweg 
illegal. Er wird wie folgt zitiert in dem NIUS-Artikel:  
 
„Selbstverständlich ist dies illegal. Die Seite greift in verschiedene Grundrechte ein, etwa in 
Art. 2 Abs. 1 des Grundgesetzes – das allgemeine Persönlichkeitsrecht – sowie in Art. 5 Abs. 
1 – die Meinungsfreiheit. Der Staat darf sachlich informieren, aber auf keinen Fall stigmatisie-
ren, denunzieren oder an den Pranger stellen. Die Stadt Köln bzw. der Staat stellt einzelne 
Personen wegen ihrer politischen Einstellungen öffentlich an den Pranger. Sie werden negativ 
konnotiert, ihre Namen öffentlich gemacht. Das ist eine krasse Verletzung des allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts und der Meinungsfreiheit.“ 
 
Die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Köln führt ausweislich ihres Internetauftritts 
die folgenden Organisationen als Unterstützer auf:  
 

• NS-Dokumentationszentrum Köln 

• Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

• Demokratie leben! 

• Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-Westfalen 

• Demokratiezentrum NRW 

• NRWeltoffen 
 

 
1 https://nius.de/politik/stadt-koeln-pranger-rechte-medien-boehme-nessler-rechtswidrig abgerufen am 
19.05.2026 
2 https://www.mbr-koeln.de/impressum 

https://nius.de/politik/stadt-koeln-pranger-rechte-medien-boehme-nessler-rechtswidrig
https://www.mbr-koeln.de/impressum
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In dem NIUS-Artikel wird auf die Anprangerung von „rechten“ Journalisten in einem Beitrag 
dieser sogenannten Beratung hingewiesen.3  
 
Darüber finden sich auf dem Internetauftrifft der Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus 
Köln auch diverse Artikel über die Partei Alternative für Deutschland (AfD), z. B. zur Einord-
nung des Kölner Kommunalwahlergebnisses und der Aktivitäten im Wahlkampf. Dabei klassi-
fiziert die MbR Köln die AfD als „extrem rechte Partei“.4 Auf der Website finden sich weiterhin 
Artikel über die Aktivitäten der AfD anlässlich des 10-jährigen Jubiläums der Kölner Silvester-
nacht 20155 sowie über die Organisation „Marsch für das Leben“.6  
 
Herr Prof. Boehme-Neßler verweist in dem NIUS-Artikel auf die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zu staatlichen Prangern:  
 
„Eine solche Form der Anprangerung wäre selbst dann unverhältnismäßig und damit rechts-
widrig, wenn der Staat sie im Fall von Neonazis betreiben würde. Einschlägig und vergleichbar 
ist hier die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (1 BvR 1949/24), die einen so-
genannten ‚Hygienepranger‘ untersagt hat. Auch bei Fahndungsfotos von Straftätern muss der 
Staat stets abwägen, ob die damit verbundenen Eingriffe in Persönlichkeitsrechte verhältnis-
mäßig sind. Diese Fälle zeigen: Die Prangerseite mit dem Titel ‚Rechte Medienaktivisten‘ ist 
schlichtweg rechtswidrig.“ 
 
 
Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung hat die Kleine Anfrage 
8166 mit Schreiben vom 23. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der 
Ministerin für Kultur und Wissenschaft beantwortet. 
 
 
1. Ist die dargestellte Beurteilung von Journalisten bzw. Politikern/Parteien durch 

eine Kommunalverwaltung zulässig, gerade auch mit Blick auf das staatliche Neut-
ralitätsgebot? 

 
3. Hält die Landesregierung die Verwendung städtischer Infrastruktur für den Kampf 

gegen eine legale politische Partei wie die Alternative für Deutschland für rechtlich 
zulässig? 

 
5. Teilt die Landesregierung die zitierten Rechtsauffassungen von Prof. Boehme-

Nessler, dass dieses staatliche Portal in verschiedene Grundrechte eingreift und 
einen Verstoß gegen die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts dar-
stellt? 

 
Die Fragen 1, 3 und 5 zielen gleichermaßen auf eine Bewertung der Rechtmäßigkeit des Han-
delns der Stadt Köln ab und werden daher aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet. 
 
In der Rechtsprechung ist grundsätzlich anerkannt, dass staatliche Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit notwendig ist, um den Grundkonsens im demokratischen Gemeinwesen 

 
3 https://www.mbr-koeln.de/artikeltext/rechte-medienaktivisten-koeln-radikal-und-gut-vernetzt abgeru-
fen am 19.05.2026 
4 https://www.mbr-koeln.de/artikeltext/ergebnisse-afd-kommunalwahl-2025-koeln abgerufen am 
19.05.2026 
5 https://www.mbr-koeln.de/artikeltext/instrumentalisierungsversuche-lukreta abgerufen am 19.05.2026 
6 https://www.mbr-koeln.de/artikeltext/dritter-marsch-fuer-das-leben-in-koeln abgerufen am 19.05.2026 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2025/07/rk20250728_1bvr194924.html
https://www.mbr-koeln.de/artikeltext/rechte-medienaktivisten-koeln-radikal-und-gut-vernetzt
https://www.mbr-koeln.de/artikeltext/ergebnisse-afd-kommunalwahl-2025-koeln
https://www.mbr-koeln.de/artikeltext/instrumentalisierungsversuche-lukreta
https://www.mbr-koeln.de/artikeltext/dritter-marsch-fuer-das-leben-in-koeln
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lebendig zu erhalten. Dies umfasst die sachgerechte, objektiv gehaltene Information über die 
Bürgerinnen und Bürger unmittelbar betreffende Fragen und wichtige Vorgänge auch außer-
halb oder im Vorfeld der eigenen gestaltenden politischen Tätigkeit. Beispielhaft ist auf die 
Bundeszentrale bzw. die Landeszentrale für politische Bildung zu verweisen. 
Auch Kommunen sind im Rahmen des kommunalen Selbstverwaltungsrechts gemäß Art. 
28 Abs. 2 Satz 1 GG hierzu berechtigt. Dies gilt auch für den Betrieb von Medienportalen. Im 
Rahmen der kommunalen Öffentlichkeitsarbeit gelten die allgemeinen Maßstäbe der Grund-
rechtsbindung staatlichen Handelns sowie das Neutralitätsgebot im Verhältnis zu den politi-
schen Parteien.  
 
Die in der Kleinen Anfrage und von Prof. Dr. Boehme-Nessler in dem in Bezug genommenen 
Online-Artikel zitierte Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 
28.7.2025 – 1 BvR 1949/24, NJW 2025, 3283, „Hygiene-Pranger“) ist auf den vorliegenden 
Fall nicht übertragbar. In Rede stand dort eine Verletzung von Art. 12 GG – Berufsfreiheit – 
aufgrund der im konkreten Fall unterlassenen einzelfallbezogenen Abwägung grundrechtlicher 
Belange mit den entgegenstehenden Gemeinwohlinteressen im Rahmen der einfachgesetzli-
chen Grundlage aus dem Lebensmittelrecht. 
 
 
2. In welchem Umfang hat die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Köln in 

den letzten 5 Jahren Fördermittel vom Land Nordrhein-Westfalen erhalten? (Bitte 
um eine Aufschlüsselung nach Jahren, Höhe der Haushaltsmittel, Haushaltstitel 
und eine Kurzbeschreibung des Verwendungszwecks) 

 
Die Beantwortung entzieht sich der Zuständigkeit der Landesregierung. Mit dem „Gesetz zur 
Stärkung der Unabhängigkeit und Überparteilichkeit der Landeszentrale für politische Bildung 
Nordrhein-Westfalen“ hat der Landtag beschlossen, dass die Landeszentrale für politische Bil-
dung als teilrechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts zum 1. Januar 2026 beim Präsidenten 
des Landtags eingerichtet wird. Die bisher beim Ministerium für Kultur und Wissenschaft an-
gesiedelte Landeszentrale für politische Bildung und die Stabsstelle Prävention gegen Antise-
mitismus, politischen und religiösen Extremismus, Rassismus und Demokratiefeindlichkeit 
wurden mit den bestehenden Förderzuständigkeiten und einschließlich des Personals in Folge 
dessen zum 1. Januar 2026 zum Landtag Nordrhein-Westfalen übergeleitet. 
 
 
4. Welche Maßnahmen, einschließlich disziplinarrechtlicher Schritte, ergreift die 

Landesregierung gegen die Stadt Köln bzw. Verwaltungsbeamte, um die Unter-
stützung dieser Organisation in der Zukunft zu stoppen respektive den bisherigen 
Betrieb zu ahnden? 

 
Die Sicherstellung der Rechtmäßigkeit des eigenen Handelns obliegt im Rahmen der grund-
gesetzlich gewährleisteten kommunalen Selbstverwaltung in erster Linie den Kommunen und 
deren Bediensteten selbst. Möglichen Verstößen gegen Recht und Gesetz kann die korres-
pondierende staatliche Aufsicht mit beratenden, nötigenfalls aber auch mit repressiven Mitteln 
begegnen. Die zuständige allgemeine Aufsichtsbehörde über die Stadt Köln ist die Bezirksre-
gierung Köln. Diese ist über den Sachverhalt informiert und wird, soweit erforderlich, in eigener 
Zuständigkeit tätig. 
 
Anhaltspunkte, die den Verdacht einer schuldhaften Verletzung von Dienstpflichten rechtferti-
gen, sind der Landesregierung vorliegend nicht bekannt. Anlass für ein disziplinarrechtliches 
Einschreiten, für welches wiederum primär der Oberbürgermeister der Stadt Köln zuständig 
wäre, wird daher nicht gesehen. 
 


